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Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 
(LkSG) verlangt von Unternehmen mit Sitz 
in Deutschland die Umsetzung menschen-
rechtlicher und umweltbezogener Sorg-
faltspflichten in ihrer Lieferkette. Unterneh-
men, für die das LkSG seit 1. Januar 2023 
gilt, sind Unternehmen mit Hauptverwal-
tung, Hauptniederlassung, Verwaltungssitz, 
satzungsmäßigem Sitz oder Zweignieder-
lassung sowie 3.000 Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer im Inland. Sie werden 
vom Bundesamt für Wirtschaft und Aus-
fuhrkontrolle (BAFA) bereits um Auskunft 
gebeten. Seit 1. Januar 2024 gilt das LkSG 
auch für Unternehmen mit 1.000 Arbeit-
nehmenden im Inland.

Unternehmen arbeiten mit mittelbaren 
und unmittelbaren Zulieferern zusammen. 
Dazu gehören Logistikdienstleister, des-
halb spielt der globale Logistiksektor in 
der Lieferkette der meisten Branchen eine 
zentrale Rolle. Er ist für Menschenrechts-
verletzungen aufgrund unterschiedlicher 
Faktoren besonders anfällig. Diesen Sektor 

sollten Unternehmen bei der Umsetzung 
der Sorgfaltspflichten deshalb eigens im 
Blick haben. Darüber hinaus zeigen aktuelle 
Beispiele, dass das BAFA seiner Kontroll-
pflicht bei Hinweisen auf Menschenrechts-
verstöße im Logistiksektor umfangreich 
nachkommt.

Es besteht ein Zusammenhang zwischen 
den einzelnen Sorgfaltspflichten. Zu diesen 
gehören unter anderem die Umsetzung 
eines Beschwerdeverfahrens, das von Men-
schenrechtsverstößen Betroffenen den 
Zugang zu Abhilfe und Wiedergutmachung 
gewährt, sowie die Umsetzung wirksamer 
Präventions- und Abhilfemaßnahmen. Vul-
nerable Gruppen in Lieferketten sollen 
hierdurch besonders geschützt werden. 

Ein klarer Prozess im Unternehmen ist not-
wendig. Dieser definiert unter anderem, 
wie mit eingegangenen Hinweisen auf Men-
schenrechtsverstöße umgegangen wird, 
wie Investigation- und Case-Management 
aussehen, wann Abhilfe- und Präventions-

Executive Summary
maßnahmen umgesetzt werden und wie 
bestehende Prozesse verbessert werden 
müssen. Ein zentraler Aspekt der Umset-
zung der unternehmerischen Sorgfalts-
pflichten ist dabei die Wirksamkeitsprüfung 
des Beschwerdeverfahrens sowie der Prä-
ventions- und Abhilfemaßnahmen.

Bei schwerwiegenden Verstößen gegen die 
Bemühenspflicht drohen Bußgelder und 
weitere Maßnahmen.
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Ab 2024 müssen Unternehmen mit mindes-
tens 1.000 Arbeitnehmenden und Haupt-
sitz, Hauptniederlassung oder Firmensitz in 
Deutschland offenlegen, wie sie in ihren Lie-
ferketten menschenrechtliche und umwelt-
bezogene Sorgfaltspflichten in angemes-
sener Weise beachten. Die Umsetzung der 
Sorgfaltspflichten entlang der Wertschöp-
fungskette unterscheidet sich je nach der 
betrachteten Stufe in der Lieferkette (Tier). 
Unternehmen haben eine direkte Verant-
wortung für den eigenen Geschäftsbereich 
und unmittelbare Zulieferer (Tier 1). Hier 
müssen die Sorgfaltspflichten vollumfäng-
lich umgesetzt werden. Außerdem haben sie 
eine indirekte Verantwortung für mittelbare 
Zulieferer ab Tier 2.

Der Geltungsbereich des LkSG sind 
Menschen rechts- und Umweltrisiken. Dar-
unter fallen u.a. die Nichteinhaltung ange-
messener Arbeitszeiten, Gesundheits- und 
Sicherheitsfragen, Vorenthalten eines ange-
messenen Lohns, Diskriminierung sowie die 
Missachtung der Vereinigungsfreiheit. Die 
Sorgfaltspflichten von Unternehmen sind 
die jährliche und anlassbezogene Risikoana-
lyse, die Abgabe einer Grundsatzerklärung, 
die Umsetzung von Präventions- und Abhil-
femaßnahmen inkl. Wirksamkeitskontrolle, 
die Einrichtung eines Beschwerdeverfah-
rens sowie die fortlaufende Dokumentation 
der Erfüllung der Sorgfaltspflichten und eine 
jährliche Berichterstattung an das Bundes-
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA).

Überblick Lieferketten- 
sorgfaltspflichtengesetz (LkSG) mit 
Fokus auf den Umgang mit Verstößen 
und deren Abhilfemaßnahmen

Es besteht folgender Zusammenhang von 
Beschwerdeverfahren, Abhilfemaßnahmen 
und den übrigen Sorgfaltspflichten:
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Risikoanalyse 
Je mehr Risiken ein Unternehmen in sei-
nem eigenen Geschäftsbereich und in der 
Lieferkette ermittelt und priorisiert hat, 
desto mehr Aufwand muss es in Bezug auf 
seine Beschwerdeverfahren und die Sicher-
stellung der Zugänglichkeit der Verfahren 
für die Zielgruppen betreiben.
In der nächsten Risikoanalyse sind die 
Erkenntnisse zu berücksichtigen, die durch 
die Bearbeitung von Beschwerden und die 
Umsetzung von Präventions- oder Abhilfe-
maßnahmen gewonnen wurden. 

Grundsatzerklärung über die  
Menschenrechtsstrategie 
Erkenntnisse aus der Bearbeitung von Hin-
weisen, die das Unternehmen über den 
Beschwerdemechanismus erhält, fließen 
in die Aktualisierung der Grundsatzerklä-
rung ein.

Beschwerdemechanismus 
Ein angemessenes Beschwerdeverfah-
ren gehört zum Kern der Sorgfaltspflich-
ten. Jedes Unternehmen muss über ein 
Beschwerdeverfahren verfügen, über das 
interne und externe Personen das Unter-
nehmen auf menschenrechtliche oder 
umweltbezogene Risiken oder Verletzun-
gen im eigenen Geschäftsbereich und in 
der Lieferkette hinweisen können. Unter-
nehmen können hierfür ein internes Ver-
fahren nutzen, sich an einem externen, 
den Anforderungen des LkSG entspre-
chenden Verfahren beteiligen oder interne 
und externe Beschwerdeverfahren kom-
binieren. Die Gestaltung des Beschwerde-
verfahrens baut auf den Ergebnissen der 
Risikoanalyse und den Erkenntnissen zu 
potenziell Betroffenen auf.

Dokumentation und Berichterstattung 
Im Rahmen der unternehmensinternen 
Dokumentationspflicht und der jährlichen 
Berichtspflicht sind Unternehmen verpflich-
tet, sowohl eingegangene Beschwerden als 
auch die Umsetzung und Wirksamkeit von 
Präventions- und Abhilfemaßnahmen fort-
laufend zu dokumentieren und darüber 
öffentlich zu berichten.

Präventionsmaßnahmen inkl.  
Wirksamkeitskontrolle 
Angemessene und wirksame Präventions-
maßnahmen mindern grundsätzlich das 
Risiko von Menschenrechtsverletzungen. 
Erkenntnisse aus der Bearbeitung von Hin-
weisen und Beschwerden fließen in die 
Überprüfung der Wirksamkeit von Präven-
tionsmaßnahmen sowie ggf. deren Aktuali-
sierung ein.

Abhilfemaßnahmen inkl.  
Wirksamkeitskontrolle 
Im Fall unmittelbar bevorstehender oder 
bereits eingetretener Rechtsverletzungen 
wird durch das Beschwerdeverfahren nach 
Erhalt und Bestätigung der Beschwerde 
Abhilfe geschaffen. Die Kosten für Abhilfe-
maßnahmen sollten angemessen zwischen 
verpflichteten Unternehmen und ihren 
Zulieferern aufgeteilt werden.
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Bei Verstößen ist mit Bußgeldern von bis zu 
2 Prozent des durchschnittlichen Jahresum-
satzes zu rechnen, bei schweren Verstößen 
zusätzlich mit einem Ausschluss von öffent-
lichen Ausschreibungen für bis zu drei Jahre. 
Die Kontrolle erfolgt durch das BAFA. Dieses 
kann nach eigenem Ermessen tätig werden 
und auch von den jeweiligen Unternehmen 
über die Berichtsprüfung hinaus Stellung-
nahmen und zusätzliche Informationen 
anfordern. Seine Kontrolltätigkeiten übt das 
BAFA seit dem Inkrafttreten des LkSG fort-
laufend aus und folgt dabei einem risikoba-
sierten Ansatz. Wird im Rahmen der Bericht-
sprüfung festgestellt, dass das betroffene 
Unternehmen seinen Pflichten nicht nach-
kommt, kann das BAFA Nachbesserungen 
verlangen.

Ende Oktober 2023 hat das BAFA zum ers-
ten Mal Auskunftsersuchen an Unterneh-
men gestellt. Darin wurden die betroffenen 
Unternehmen aufgefordert, Informationen 
zu konkreten Verletzungen von Menschen-
rechten und den damit verbundenen Abhil-
femaßnahmen sowie ihre Herangehens-
weise bei der anlassbezogenen Abhilfe mit 
dem BAFA zu teilen.

Praxisbeispiel 
Im Oktober 2023 hat sich der Prä-
sident des BAFA mit Vertretern 
der Transportbranche über die 
Situation der Menschenrechte im 
Transportsektor und über mögli-
che Handlungsoptionen im Rah-
men des Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetzes verständigt. Ziel 
des Austausches mit den eingela-
denen Unternehmensverbänden, 
Gewerkschaften und zuständigen 
Behörden war die Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen in der 

Transportbranche. Konkret wurde 
über praktische Handlungsoptio-
nen und zu ergreifende Präventi-
onsmaßnahmen im Rahmen des 
LkSG gesprochen. Dabei wurde 
betont, dass die Menschenrechte 
auch in europäischen Lieferketten 
gewahrt bleiben müssen. Jedes 
Unternehmen hat andere Voraus-
setzungen, aber immer müssen 
die Sorgfaltspflichten des Liefer-
kettensorgfaltspflichtengesetzes 
eingehalten werden.
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Der Logistiksektor ist auf unterschiedliche 
Weise vom LkSG betroffen. Zum einen gibt 
es Unternehmen, die aufgrund von Mitar-
beiterzahl und Standort direkt unter das 
LkSG fallen. Zum anderen arbeiten Unter-
nehmen aller Branchen mit mittelbaren 
und unmittelbaren Zulieferern zusam-
men. Logistikdienstleister gehören zu die-
sen unmittelbaren (Tier 1) oder mittelbaren 
(Tier 2 bis Tier n) Zulieferern. Deshalb spielt 
der globale Logistiksektor in der Lieferkette 
der meisten Branchen eine zentrale Rolle.

Dabei ist er für Menschenrechtsverletzun-
gen aufgrund unterschiedlicher Faktoren 
besonders anfällig. Risiken beim Trans-
port gibt es sowohl hinsichtlich des lokalen 
Transports im Produktionsland, des In- und 
Exports in Häfen, auf hoher See als auch 
beim Transport in Europa und Deutsch-
land. Dabei können beispielsweise folgende 
Menschenrechtsverletzungen auftreten: 
schlechte Arbeitsbedingungen durch Ver-
letzung der Arbeitszeiten und Pausenrege-
lungen, keine ausreichenden Ruhezeiten, 
u.a. durch hohen Zeitdruck, mangelnder 
Arbeits- und Gesundheitsschutz, der zu 
schweren Unfällen führt, ausbleibende 
Lohnzahlungen, nicht-existenzsichernde 

Menschenrechtsverstöße in der 
Transport- und Logistikbranche

Löhne, illegale Anwerbepraktiken sowie 
Nicht-Gewährung von Heimaturlaub für 
ausländische Beschäftigte. Außerdem 
besteht das Problem des Subcontracting, 
wobei Aufträge an Unterauftragnehmer 
weitergegeben werden. Hierdurch entsteht 
Intransparenz in der Lieferkette. Im Wei-
teren herrschen bei diesen Unterauftrag-
nehmern häufig schlechte Arbeitsbedin-
gungen.

Diese Menschenrechtsverstöße existie-
ren auch in Deutschland, wenn beispiels-
weise Lkw-Fahrer aus osteuropäischen 
Ländern für Unternehmen, die unter das 
LkSG fallen, unter Nichteinhaltung arbeits-
rechtlicher Standards bezüglich Arbeitszei-
ten, Gesundheitsschutz oder Lohnzahlung 
Waren transportieren und es so zu einer 
Verletzung der Sorgfaltspflichten kommt. 
Dies kann entweder in einem direkten 
Arbeitsverhältnis oder für einen Unterauf-
tragnehmer der Fall sein.
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Beim menschenrechtlichen und umwelt-
bezogenen Risikomanagement wird die 
Auswirkung des Unternehmens auf die 
Gesellschaft erfasst. Hierzu gehört, den 
Betroffenen über ein Beschwerdeverfahren 
die Möglichkeit zu geben, potenzielle Men-
schenrechtsverletzungen an das Unterneh-
men zu melden und hierdurch eine Wieder-
gutmachung zu erfahren.

Unternehmen müssen für das Beschwer-
deverfahren eine Verfahrensordnung in 
Textform festlegen und diese öffentlich 
zugänglich machen. Inhalte der Verfahrens-
ordnung sind der Anwendungsbereich des 
Verfahrens, eine Nennung der Beschwer-
dekanäle, der Ablauf des Beschwerdever-
fahrens, das Bestehen einer Option zur 
einvernehmlichen Streitbeilegung, die Nen-
nung der zuständigen Ansprechpersonen 
und Abteilungen sowie die Sicherstellung 
eines wirksamen Schutzes vor Bestrafung 
für Hinweisgebende.

Um angemessen auf potenzielle Men-
schenrechtsverletzungen zu reagieren, eig-
net sich ein definierter Regelkreislauf, in 
dessen Rahmen Investigation, Kommunika-
tion und Prävention gebündelt werden.

Ansatz für eine 
Verfahrensordnung
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Abb. 1 – Prozessablauf 

Potenzieller
Vorfall

Unternehmen
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Interne
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Risikoanalyse

Fallmanagement

AbhilfePrävention
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management

Anpassung

Bestehender
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Quelle: von Südwind e.V. und Deloitte gemeinsam erarbeitet.
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Bestehender Prozess: Bestehende Pro-
zesse, die einen potenziellen Vorfall nicht 
verhindern

Potenzieller Verstoß: Eine potenzielle 
Menschenrechtsverletzung tritt ein.

Unternehmen erlangt Kenntnis: Das 
Unternehmen wird über einen Vorfall infor-
miert.

Recherche: Recherche zur Ermittlung der 
Umstände durch die Ansprechperson im 
Unternehmen. Im Falle einer Ablehnung 
sollte eine kurze Begründung an die hin-
weisgebende Person erfolgen. 

Interne Kommunikation: Kommunika-
tion des Vorfalls an definierte Adressaten 
(z.B. Vorstand, HR, Compliance, Menschen-
rechtsbeauftragte/r) gemäß Need-to-know-
Prinzip

Investigation und  
anlassbezogene Risikoanalyse: 
a) Anlassbezogene Risikoanalyse zur Unter-
suchung des Vorfalls: Die Ansprechperson 
muss eine anlassbezogene Risikoanalyse 
gemäß LkSG-Anforderungen durchfüh-
ren. Dabei sollte der Vorfall mit der hin-
weisgebenden Person mit dem Ziel erör-
tert werden, ein besseres Verständnis des 
Sachverhaltes zu gewinnen. Ebenso sollte 
besprochen werden, welche Erwartungen 
in Bezug auf mögliche Präventions- oder 
Abhilfemaßnahmen aufseiten der hinweis-
gebenden Person bestehen und ob ein 
Verfahren zur einvernehmlichen Streitbei-
legung infrage kommt.

b) Einbezug lokaler NGOs/Netzwerke

c) Prüfung des Einflussvermögens. Erhö-
hung der Hebelwirkung z.B. über Bran-
cheninitiativen

d) Optional: Kommunikation an Hinweisge-
ber. Ab dem Eingang des Hinweises oder 
der Beschwerde sollte die Ansprechper-
son im Unternehmen den Eingang von Hin-
weisen dokumentieren und gegenüber 
der hinweisgebenden Person bestätigen. 
Ebenso sollte die hinweisgebende Person 
über die nächsten Schritte, den zeitlichen 
Verlauf des Verfahrens und ihre Rechte 
informiert werden.

Fallmanagement: 
a) Fallmanagement unter Einbezug relevan-
ter Personen je nach Rollen und Verant-
wortlichkeiten (intern im Inland/Ausland) in 
Kooperation mit (NGO-)Netzwerken

b) Einschätzen der Schwere (falls vorhan-
den, basierend auf den Kriterien der Ver-
fahrensordnung)

Abhilfe:
a) Angemessenheit der Maßnahme prü-
fen: Im Austausch mit der hinweisgeben-
den Person wird ein Vorschlag zur Abhilfe 
erarbeitet.

b) Abhilfe leisten unter Einbezug lokaler 
NGOs: Die vereinbarten Abhilfemaßnah-
men werden umgesetzt und nachverfolgt.

c) Root-Cause-Analyse durchführen: Die 
Erkenntnisse aus dem Beschwerdeverfah-
ren müssen dafür genutzt werden, beste-
hende Präventions- oder Abhilfemaßnah-
men nach Bedarf anzupassen oder zu 
verbessern.

Prävention: 
a) Wirkungsmessung: Wirkungsmes-
sung des Prozesses: Die Wirksamkeit des 
Beschwerdeverfahrens wird jährlich und 
anlassbezogen überprüft. Wirkungsmes-
sung der konkreten Abhilfemaßnahme: Das 
erzielte Ergebnis sollte gemeinsam mit der 
hinweisgebenden Person bewertet werden. 
Bei Bedarf werden Anpassungen am Ver-
fahren oder an der erfolgten Abhilfemaß-
nahme vorgenommen.

b) Entwicklung von Präventionsmaß-
nahmen inkl. Wirksamkeitsprüfung

Risikomanagement: 
a) Erkenntnisse in bestehende Prozesse 
und Risikoanalyse einfließen lassen (z.B. 
Menschenrechtsstrategie, Schulung)

b) Ggf. weitere Verbesserungspotenziale 
ableiten (z.B. bzgl. Kooperationen)

c) Verfahrensordnung entwickeln/anpas-
sen, inkl. Wirkungsmessung

Anpassung des Prozesses:  
Optimierung bestehender Prozesse
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 • Was ist der Gegenstand der eingegangenen Beschwerde? 
Ordnen Sie ihn in die menschenrechtlichen und 
umweltbezogenen Sorgfaltspflichten ein.

 • Welche der eingereichten Beschwerden wurden von der/dem 
Betroffenen selbst eingereicht?

 • Wie viele Beschwerden sind anonym? Wie stellen Sie sicher, 
dass Beschwerden anonym eingereicht werden können und 
Meldende dennoch über den Verfahrensverlauf informiert 
bleiben?

 • Welche der eingereichten Beschwerden wurden von 
Interessenvertretungen vor Ort/in Deutschland (z.B. NGOs, 
Gewerkschaften) eingereicht?

 • In welcher Form informieren Sie Meldende vorab 
über die Schritte, den Ablauf und die Dauer eines 
Beschwerdeverfahrens?

 • Welche Maßnahmen haben Sie im Falle einer berechtigten 
Beschwerde ergriffen?

Checkliste, um die Wirksamkeit Ihres Beschwerdeverfahrens zu 
überprüfen: Können Sie folgende Fragen beantworten?

 • Aus welchen Gründen wurden Beschwerden abgelehnt?

 • Wie viele der berechtigten Beschwerden sind bereits 
abgeschlossen?

 • Wurde mit den Betroffenen oder ihren Vertretern besprochen, 
ob sie mit dem Ergebnis des Verfahrens zufrieden waren?

 • Wurden eine Root-Cause-Analyse durchgeführt und 
entsprechende Präventionsmaßnahmen umgesetzt?

 • Wurde für die Präventionsmaßnahmen eine 
Wirksamkeitsprüfung geplant und umgesetzt?

 • Wurden die bestehenden Prozesse auf Grundlage der 
berechtigten Beschwerden optimiert und die Ergebnisse des 
Verfahrens ins menschenrechtliche und umweltbezogene 
Risikomanagement integriert?
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BAFA (2023): Zusammenarbeit in der Lieferkette: Der POV enthält relevante Informationen aus der 
BAFA-Handreichung „Zusammenarbeit in der Lieferkette“.

BAFA (2023): Beschwerdeverfahren: Der POV enthält relevante Informationen aus der  
BAFA-Handreichung „Beschwerdeverfahren organisieren, umsetzen und evaluieren“.

Fleischer/Mankowski (2023): Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz – Kommentar, C.H. Beck, S. 448–477.

Quellen

https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/handreichung_zusammenarbeit_in_der_lieferkette.html?nn=1559328
https://www.bafa.de/SharedDocs/Downloads/DE/Lieferketten/handreichung_beschwerdeverfahren.html?nn=1469750
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ihre Mitgliedsunternehmen, verbundene Unternehmen, Mitarbeiter oder Bevollmächtigten haften oder sind 
verantwortlich für Verluste oder Schäden jeglicher Art, die direkt oder indirekt im Zusammenhang mit Personen 
entstehen, die sich auf diese Veröffentlichung verlassen. DTTL und jede ihrer Mitgliedsunternehmen sowie ihre 
verbundenen Unternehmen sind rechtlich selbstständige und unabhängige Unternehmen.

Stand 02/2024


